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Sehr geehrte Mitglieder des Exekutivdirektoriums des IWF, 

 

auf der letztjährigen Jahrestagung erklärte die Vorsitzende des Internationalen Währungs- und 

Finanzausschusses (IMFC), Nadia Calviño, dass der IWF „eine Überprüfung der Zinsaufschlagspolitik in 

Betracht ziehen wird“. Mit Blick auf die Frühjahrstagung 2024 gehen wir davon aus, dass das 

Exekutivdirektorium plant, diese Zusage einzuhalten und in Kürze Gespräche über die Zukunft dieser 

umstrittenen Politik führen wird. 

 

Wir sind durch diese Aussagen ermutigt und begrüßen die Bereitschaft des IWF, sich mit dieser seit 

Langem bestehenden Forderung einer großen Mehrheit der Anteilseigner des IWF, der Wissenschaft und 

der Zivilgesellschaft auseinanderzusetzen. Jetzt schreiben wir, die unterzeichnenden Organisationen, 

Ihnen, um Sie aufzufordern, diese Gelegenheit zu nutzen, um dieser schädlichen und kontraproduktiven 

Zinsaufschlagspolitik ein für alle Mal ein Ende zu setzen. 

 

Die Argumente gegen Zinsaufschläge sind schon oft dargelegt worden. Diese Politik – die von Ländern 

mit hohen oder seit Langem ausstehenden Krediten zusätzliche Gebühren von bis zu 300 Basispunkten 

erhebt – ist klar prozyklisch. Indem sie hoch verschuldete Länder mit zusätzlichen Schulden bestrafen, 

erhöhen Zinsaufschläge die Kreditkosten, verschlimmern schon bestehende schwere Schuldenlasten (statt 

sie zu verringern) und lenken wertvolle Ressourcen weg von Investitionen in Entwicklung, Klimaschutz, 

Gesundheit oder Bildung. Die Zinsaufschlagspolitik trägt daher zu den zunehmenden sozialen und 

politischen Unruhen bei, die der IWF selbst als Risiko für die Weltwirtschaft ansieht. Sie missachtet auch 

die Warnungen über die dringende Notwendigkeit eines legitimeren und gerechteren multilateralen 

Systems in der Neuen Agenda für den Frieden des UN-Generalsekretärs. 

 

Von 2019 bis 2023 verdoppelte sich die Zahl der Länder, die Zinsaufschläge zahlen, von 8 auf 16. 2024 

ist diese Zahl auf 22 angestiegen.* Dieser alarmierende Trend wird sich wahrscheinlich fortsetzen, da sich 

immer mehr Länder angesichts der sich beschleunigenden Schulden- und Klimakrisen an den IWF 

wenden, um Hilfsmittel zu erhalten. 

 

Der IWF hat noch keinen Beweis dafür erbracht, dass Zinsaufschläge der übermäßigen Inanspruchnahme 

von IWF-Krediten entgegenwirken. Die wachsende Zahl von Ländern, die Zinsaufschläge zahlen müssen, 

beweist sogar das Gegenteil. Die andere Rechtfertigung für Zinsaufschläge – dass sie eine notwendige 

Einkommensquelle für die Sicherheitsrücklagen des IWF sind – widerspricht nicht nur direkt dem 

Auftrag des IWF, wie der Wirtschaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz dargelegt hat, sondern ist auch 

unzutreffend.   

 

https://www.imf.org/en/News/Articles/2023/10/14/pr23353-chairs-statement-forty-eighth-meeting-of-the-imfc
https://www.g77.org/doc/3southsummit_outcome.htm
https://debtgwa.net/statements/eliminate-imf-surcharges-immediately?utm_source=emailmarketing&utm_medium=email&utm_campaign=bretton_woods_news_lens_14_april_2022&utm_content=2022-04-14
https://www.brettonwoodsproject.org/2022/11/civil-society-organizations-urge-end-to-imf-surcharges-to-finance-climate-action-instead/
https://arabwatchcoalition.org/2023/04/04/8806/
https://www.imf.org/en/Blogs/Articles/2022/05/20/social-unrest-is-rising-adding-to-risks-for-global-economy
https://www.un.org/sites/un2.un.org/files/our-common-agenda-policy-brief-new-agenda-for-peace-en.pdf
https://cepr.net/international-monetary-fund-lifts-veil-on-surcharges/
https://cepr.net/event-transcript-imf-surcharges-a-necessary-tool-or-counter-productive-obstacle-to-a-just-and-green-recovery/
https://cepr.net/no-more-excuse-for-surcharges-the-target-for-precautionary-balances-has-been-reached/


*Die 22 Länder, die jetzt Zinsaufschläge zahlen, sind: Ägypten, Angola, Argentinien, Armenien, Barbados, Benin, Costa Rica, 

Côte d'Ivoire, Ecuador, Gabun, Georgien, Jordanien, Kenia, Moldawien, Mongolei, Nordmazedonien, Pakistan, Senegal, 

Seychellen, Sri Lanka, Tunesien und Ukraine. 

Seitdem die Zivilgesellschaft zum ersten Mal Bedenken geäußert hat, hat sich der Widerstand gegen die 

Zinsaufschlagspolitik des Fonds erheblich ausgeweitet. Die G77 und China, die fast alle Länder des 

Globalen Südens vertreten, der G20-Vorsitzende Lula da Silva, UN-Menschenrechtsexpert*innen, 

führende Wirtschaftswissenschaftler*innen, die UN Global Crisis Response Group, UN-Generalsekretär 

António Guterres, Dutzende ehemaliger Staats- und Regierungschefs, Hunderte von 

zivilgesellschaftlichen Organisationen und viele mehr haben den IWF aufgefordert, die Zinsaufschläge 

auszusetzen oder abzuschaffen. 

 

Da die Belastung durch die Zinsaufschläge und die weltweiten Forderungen nach ihrer Abschaffung 

weiter zunehmen, ist klar, dass es nicht nachhaltig ist, an der Zinsaufschlagpolitik festzuhalten. Es ist 

keine Frage mehr, ob diese ungerechte und nicht zu rechtfertigende Politik beendet werden soll, sondern 

wann. Wir fordern Sie dringend auf, jetzt zu handeln. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

https://www.g77.org/doc/3southsummit_outcome.htm
https://www.youtube.com/watch?t=534&v=KIAes3qh36A&feature=youtu.be
https://spcommreports.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadPublicCommunicationFile?gId=27523
https://www.bu.edu/pardeeschool/2022/02/07/gallagher-stiglitz-argue-for-suspension-of-imf-surcharges/
https://unctad.org/system/files/official-document/un-gcrg-ukraine-brief-no-2_en.pdf
https://press.un.org/en/2022/sgsm21361.doc.htm
https://press.un.org/en/2022/sgsm21361.doc.htm
https://www.project-syndicate.org/commentary/g20-must-take-on-food-energy-debt-crises-by-jose-ramos-horta-et-al-2022-07
https://debtgwa.net/statements/eliminate-imf-surcharges-immediately?utm_source=emailmarketing&utm_medium=email&utm_campaign=bretton_woods_news_lens_14_april_2022&utm_content=2022-04-14
https://debtgwa.net/statements/eliminate-imf-surcharges-immediately?utm_source=emailmarketing&utm_medium=email&utm_campaign=bretton_woods_news_lens_14_april_2022&utm_content=2022-04-14

